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Medienkonferenz: „Revision des Dekrets über das Gesundheitsnetz Wallis (GNW),,

Mittwoch 15. Januar 2003 

____________________________________________________________________________ 

Vorentwurf für die Vernehmlassung

Dekret

über das “Gesundheitsnetz Wallis” 

Abänderungen vom 

____________________________________________________________________________

Der Grosse Rat des Kantons Wallis
eingesehen die Artikel 31 Absatz 1 Ziffer 1 sowie 42 Absatz 3 der Kantonsverfassung;

eingesehen die Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung vom 18. März 1994;

eingesehen die Bestimmungen des Gesundheitsgesetzes vom 9. Februar 1996; 

auf Antrag des Staatsrates,

beschliesst:

I

Das Dekret über das « Gesundheitsnetz Wallis » wird wie folgt abgeändert:

N.B. :
Abänderungen : in fetter Schrift


Aufhebungen : kursiv mit grauem Hintergrund
1. Kapitel:
Zuständige Behörden und Institutionen

Art. 1
Zuständige Behörden und Institutionen/Garantien
1 Zuständige Behörden und Institutionen im Sinn der Spitalpolitik sind: 

· der Grosse Rat,

· der Staatsrat,

· das Gesundheitsnetz Wallis (nachfolgend: das GNW) mit den Spitälern und medizinisch-technischen Instituten, die in seine Zuständigkeit fallen.
-
die öffentlichen und als gemeinnützig anerkannten Spitäler und medizinisch-technischen Institute.
2 Bei der Ausübung ihrer Zuständigkeiten gemäss den Bestimmungen dieses Dekrets achten die oben genannten Behörden und Institute auf ein Gleichgewicht zwischen den Regionen insbesondere in Bezug auf:

-
die Qualität der auf dem ganzen Kantonsgebiet angebotenen Pflegeleistungen,

-
die Spitaltätigkeiten, welche an allen gegenwärtigen Standorten anzubieten sind,

die gleichmässige Verteilung der Geldmittel, wobei die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen zu berücksichtigen sind, 

die Möglichkeiten der Zusammenarbeit auf interkantonaler Ebene sollen dabei berücksichtigt werden.

Art. 2
Kompetenzen des Grossen Rates 

Der Grosse Rat übt die Oberaufsicht über das GNW aus. Er genehmigt dessen jährlichen Verwaltungsbericht. 

Art. 3
Kompetenzen des Staatsrates

1 Der Staatsrat erstellt die Gesundheitsplanung, welche die Leistungsaufträge der Spitäler und der medizinisch-technischen Institute umfasst. Bei der Erstellung der Planung sorgt der Staatsrat dafür, dass eine qualitativ hochstehende, medizinische, pflegerische und therapeutische Behandlung unter Wahrung der Kosteneindämmung sowie eines Gleichgewichts zwischen den Regionen und die Möglichkeiten zur interkantonalen Zusammenarbeit gewährleistet werden.
2 Er unterbreitet dem Grossen Rat den Betrag der finanziellen Beteiligung, welcher dem GNW auf dem Budgetweg zu gewähren ist. 

3Er schliesst mit dem GNW Leistungsverträge ab.

4 Er bezeichnet die Verwaltungsratsmitglieder des GNW sowie dessen Präsidenten.

5 Er kontrolliert die Rechnung und die Geschäftsführung des GNW. 

Art. 4 
Schaffung des GNW:  Bezeichnung, Statut, Zielsetzungen

1Unter der Bezeichnung « Gesundheitsnetz Wallis » wird eine eigenständige, öffentlich-rechtliche Rechtspersönlichkeit mit Sitz in Sitten geschaffen.

2Das GNW verfolgt das Ziel, den Vollzug der kantonalen Spitalplanung zu gewährleisten und die Tätigkeiten der öffentlichen und der als gemeinnützig anerkannten Spitäler und medizinisch-technischen Institute unter seiner Zuständigkeit zu koordinieren. Bei der Verwirklichung der Planung sorgt das GNW dafür, dass eine qualitativ hochstehende, medizinische, pflegerische und therapeutische Behandlung unter Wahrung der Kosteneindämmung sowie eines Gleichgewichts zwischen den Regionen und die Möglichkeiten zur interkantonalen Zusammenarbeit gewährleistet werden.
Art. 5
Dem GNW übertragene Aufgaben

1Zwecks Erreichung seiner Ziele leitet und verwaltet das GNW die Spitäler und die medizinisch-technischen Institute, die von den anerkannten gemeinnützigen Spitälern abhängen, und die kantonalen Krankenanstalten, d.h. gegenwärtig :

· die Spitäler von Brig, Visp, Siders, Sitten, Martigny, des Chablais und die Klinik St‑Amé in St-Maurice,

· das Zentralinstitut der Walliser Spitäler (ICHV),

· das Walliser Zentrum für Pneumologie und die Psychiatrischen Institutionen des Unterwallis (IPVR)

(nachfolgend: die Spitäler unter der Zuständigkeit des GNW).

2 Das GNW übt seine Zuständigkeiten in Anwendung der interkantonalen Vereinbarungen und der Bestimmungen der Bundes- und der kantonalen Gesetzgebung, insbesondere des Gesundheitsgesetzes, des Gesetzes betreffend das Dienstverhältnis der Beamten und Angestellten des Staates Wallis und des Gesetzes über die Geschäftsführung und den Finanzhaushalt des Kantons und deren Kontrolle aus.

3 Das GNW übt insbesondere die folgenden Zuständigkeiten aus:

a) es führt die Verhandlungen mit dem Staatsrat, insbesondere betreffend die finanzielle Beteiligung des  Staates;

b) es beteiligt sich an der Ausarbeitung der Gesundheitsplanung;

c) es führt die Verhandlungen mit den Versicherern betreffend die Tarifverträge;

d) es bestimmt, nach Anhörung der Spitäler unter seiner Zuständigkeit, die Lohnpolitik und das Budget im Rahmen der zur Verfügung stehenden Mittel und verhandelt mit den Sozialpartnern die Lohn- und Sozialbedingungen; 

e) es nimmt die Aufteilung der finanziellen Beteiligung des Kantons zwischen den Spitälern unter seiner Zuständigkeit aufgrund der Planung und der Leistungsaufträge sowie der berücksichtigten Ausgaben gemäss den Bestimmungen von Artikel 100bis des Gesundheitsgesetzes vor. Es sorgt dafür, dass die übrigen Ressourcen ein ausgeglichenes Budget ermöglichen;

f) es organisiert die Erstellung der Budgets, der Rechnungen und der Ergebnisse der Spitäler unter seiner Zuständigkeit und legt diese definitiv fest; 

g) es ernennt auf Antrag der betreffenden lokalen Direktion die Chefärzte sowie die übrigen Inhaber von anerkannten, spezialisierten Kaderfunktionen, welche eine kantonale Koordination erfordern; 

h) es beantragt dem Staatsrat die Ernennung der leitenden Ärzte und der Chefärzte der kantonalen Krankenanstalten ;

i) es erlässt die Richtlinien, welche für die Umsetzung und für die Verfolgung der Spitalplanung notwendig sind, insbesondere in den nachfolgenden Bereichen:

1.   die Rahmenbedingungen für die Anstellung, die Ausbildung sowie die Entlöhnung des Personals pro Berufskategorie (Gesundheitsfachpersonen, Kader, Verwaltungspersonal und technischer Dienst); 

2.   die Personaldotation und die Kriterien für die Anstellung der Chefärzte sowie der Inhaber von anderen Spezialfunktionen, welche eine kantonale Koordination erfordern;

3.  
die Programme im Bereich der Qualität; 

4.   die Forschungsprogramme sowie die Programme der Gesundheitsförderung und der Prävention;

5.  
die Informatik;

6.  
die Statistiken sowie die übrigen Messinstrumente, welche der Analyse dienen;

7.   die Finanzbuchhaltung und Kostenstellenrechnung;

8.   die Fakturierungsmodalitäten;

9.   die Verwendung der jährlichen Betriebsergebnisse der Spitäler. 

Die vorerwähnten Richtlinien sind der Genehmigung durch den Staatsrat unterstellt. 

j) 
es optimiert die im Zusammenhang mit der Verwaltung der Spitäler stehenden gemeinsamen Aufgaben und koordiniert sie, insbesondere in Bezug auf die Fakturierung, die Anschaffung von Gütern und Dienstleistungen (Informatik, Ausrüstungen, Arzneimittel, Versicherungen usw.);

k) 
es schlägt dem Staatsrat vor, die Subventionen an ein Spital einzuschränken, zu suspendieren oder aufzuheben, wenn dieses seinen Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Subventionierung nicht nachkommt, insbesondere in Bezug auf den Artikel 130 des Gesundheitsgesetzes. 

l) 
es kann die einem Spital gewährte finanzielle Beteiligung des Kantons dann einschränken, suspendieren oder aufheben, wenn dieses die Entscheide, Reglemente und Richtlinien des GNW nicht einhält.

2. Kapitel : Organe des Gesundheitsnetzes Wallis
Art. 6
Organe des GNW

Die Organe des GNW sind folgende :

a)
der Verwaltungsrat, welcher die höchste Instanz des GNW ist;
b)
die Generaldirektion;

c)
die lokalen Direktionen.

Art. 7 
Grundsatz der Gleichheit
Jede Bezeichnung von Personen, Status, Funktionen oder von Berufen, welche im vorliegenden Dekret verwendet wird, ist ohne Unterschied auf Frauen und auf Männer anwendbar. 

Art. 8
Verwaltungsrat: a) Kompetenzen

Der Verwaltungsrat nimmt die Verantwortung für die Zuständigkeiten wahr, welche dem GNW durch Artikel 5 übertragen werden. Zu diesem Zweck nimmt er die nachfolgenden Kompetenzen wahr: 

a) er genehmigt die notwendigen internen Reglemente, bestimmt die Zusammensetzung, die Organisation und die Funktionsweise der Generaldirektion und der lokalen Direktionen und legt die Delegation der Zuständigkeiten an die verschiedenen Hierarchiestufen des GNW fest;
b) er ernennt den Generaldirektor und die anderen Mitglieder der Generaldirektion (für die Spitalmedizin, die Pflege, das Personal, die Mittel und die anderen Abteilungen) und legt deren Pflichtenheft fest;

c) er ernennt die lokalen Direktionen und beschliesst deren Pflichtenheft;

d) er arbeitet den Jahresbericht zu Handen des Grossen Rates aus;

e) er gewährleistet die Information, die Koordination sowie die Pflege der Beziehungen zu den Spitälern, insbesondere über die Konferenz der Verwaltungsratspräsidenten, über die Konferenz der lokalen Direktoren, die Chefärztekonferenz, über die Pflegedienstleiter- sowie die Personalkonferenz; 

f) er kann externe Experten beiziehen. 

Art. 9
b) Zusammensetzung

1Der Verwaltungsrat setzt sich aus sieben Mitgliedern zusammen, welche durch den Staatsrat für die Gültigkeitsdauer des Dekrets ernannt werden. Dabei sorgt der Staatsrat für eine ausgeglichene Aufteilung zwischen den Regionen. 

2 Die nachfolgenden Personen können nicht in den Verwaltungsrat ernannt werden:

a) die Verwaltungsratsmitglieder, die Direktoren, die Ärzte sowie das Personal der Spitäler unter der Zuständigkeit des GNW; 

b) das Personal des GNW; 

c) die staatlichen Beamten;

d) die Personen, welche sich in einem Interessenskonflikt befinden;

e) die Personen, welche zum Zeitpunkt ihrer Ernennung 70-jährig und älter sind. 

3Der Verwaltungsrat kann zu seinen Sitzungen mit beratender Stimme insbesondere Vertreter der Gemeinden, der Konferenz der Verwaltungsratspräsidenten, der Konferenz der lokalen Direktoren, der Chefärzte-, der Pflegedienstleiter- sowie der Personalkonferenz einladen. 

4Ein Vertreter des Verwaltungsrates darf bei Diskussionen und Abstimmungen in den Fällen nicht anwesend sein, welche in Artikel 10 des VVRG betreffend den Ausstand vorgesehen sind.

Art. 10
Generaldirektion 

1Die Mitglieder der Generaldirektion werden durch den Verwaltungsrat ernannt. Die Ernennung des Generalsekretärs unterliegt der Genehmigung durch den Staatsrat.

2Der Generaldirektor gewährleistet die Verwaltung des GNW gemäss dem Pflichtenheft, welches durch den Verwaltungsrat erstellt worden ist. 

Art. 11
Lokale Direktionen
1 Für die Spitaltätigkeiten unterstehen die lokalen Direktionen der Generaldirektion des GNW. Sie führen die Aufgaben aus, die ihnen vom Verwaltungsrat und der Generaldirektion des GNW übertragen werden, dabei handelt es sich insbesondere um folgende Aufgaben:
a)
sie gewährleisten den laufenden Betrieb der Anstalt;

b)
sie stellen das Personal an und verwalten es, unter Vorbehalt von Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe g;

c)
sie schlagen Kandidaten für die Chefarztposten sowie für die übrigen Inhaber von anerkannten spezialisierten Kaderfunktionen vor, welche eine kantonale Koordination erfordern;

d)
sie verwalten im vom GNW vorgegebenen Rahmen die Investitionen sowie die Güter, welche nicht unmittelbar mit der Spitaltätigkeit zusammenhängen;
e)
sie nehmen an den regionalen Gesundheitsnetzen teil.

2 Die leitenden Ärzte der kantonalen Krankenanstalten erfüllen für ihre Anstalten dieselben Aufgaben wie die lokalen Direktoren.

3 Ein Vertrag zwischen den Gemeindeverbänden, denen die subventionierten und anerkannten gemeinnützigen Spitäler bisher unterstehen, und dem GNW legt die Bedingungen fest, unter denen die lokale Direktion auf Rechnung dieser Verbände für Güter dieser Verbände Verwaltungsaufgaben wahrnehmen kann, die nicht unmittelbar mit der dem GNW unterstellten oder übertragenen Spitaltätigkeit zusammenhängen. 
3. Kapitel: 
Verantwortlichkeit
Art. 12
Verantwortlichkeit

Die Verantwortlichkeit der Mitglieder des Verwaltungsrates, der Generaldirektion und des Personals, das der Generaldirektion des GNW unterstellt ist, wird im Gesetz über die Verantwortlichkeit der öffentlichen Gemeinwesen und ihrer Amtsträger geregelt. 

Art. 13
Arbeitsverhältnis


Das Arbeitsverhältnis der Mitglieder des Verwaltungsrats und der Generaldirektion des GNW sowie des gesamten medizinischen und nicht medizinischen Personals der Spitäler unter der Zuständigkeit des GNW werden privatrechtlich geregelt. Die Anwendung der Bestimmungen über das Dienstverhältnis der Beamten beim Personal der kantonalen Krankenanstalten bleibt vorbehalten. 

4. Kapitel:
Spitäler

Art. 14

Kompetenzen

1Jedes Spital übt seine Tätigkeiten in Übereinstimmung mit der Gesundheitsplanung und mit seinen Leistungsaufträgen aus.

2 Es übt insbesondere die nachfolgenden Kompetenzen aus:
a)
es gewährleistet den laufenden Betrieb der Anstalt;

b)
es stellt das Personal an und verwaltet es, unter Vorbehalt von Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe g;

c
 es schlägt Kandidaten für die Chefarztposten sowie für die übrigen Inhaber von anerkannten spezialisierten Kaderfunktionen vor, welche eine kantonale Koordination erfordern;

d)
es verwaltet im vom GNW vorgegebenen Rahmen die Investitionen sowie die Güter, welche nicht unmittelbar mit der Spitaltätigkeit zusammenhängen;

e)
es nimmt an den regionalen Gesundheitsnetzen teil.

Art. 15
Verpflichtungen

Die Spitäler müssen eine Verwaltung gewährleisten, welche mit den Entscheiden, Reglementen und Richtlinien des GNW übereinstimmt. 

Art. 14
Zurverfügungstellung der Infrastrukturen (neu)

1Die Besitzer der Spitäler und der medizinisch-technischen Instituten, die von den anerkannten gemeinnützigen und subventionierten Spitälern abhängen, stellen dem GNW ohne Entschädigung und analog zu einer Nutzniessung sämtliche Gebäude, Installationen, Einrichtungen und die übrigen, mit dem Betrieb in Zusammenhang stehenden Güter zur Verfügung. 

2Nach Ablauf des Dekretes legt das Gesetz die Modalitäten und das Datum der Übertragung der Aktiven und der Passiven fest. 

Art. 15 
Abänderungen des Gesundheitsgesetzes 

Das Gesundheitsgesetz vom 9. Februar 1996 wird wie folgt abgeändert: 

Art. 4 Abs. 1 
Staatsrat

Der Staatsrat bestimmt auf dem Wege der Gesundheitsplanung die kantonale Gesundheitspolitik und übt die Aufsicht über die Organisation des kantonalen Gesundheitswesens aus. 

Art. 95 Abs. 2 
Gesundheitsplanung

2Die Gesundheitsplanung wird in Übereinstimmung mit der diesbezüglichen Bundesgesetzgebung erstellt. Sie umfasst namentlich:

a) die Bestimmung der Gesundheitsbedürfnisse;

b) die Bestimmung der Ziele der Gesundheitspolitik;

c) die Gesundheitsförderung und die Verhütung von Krankheiten und Unfällen;

d) die Abgrenzung der Gesundheitsregionen;

e) die Liste der Krankenanstalten und -institutionen, unter angemessener Berücksichtigung der privaten Institutionen und Anstalten sowie deren Leistungsaufträge, insbesondere die Eröffnung von neuen Abteilungen und die Einführung von neuen Disziplinen oder die Aufhebung von Disziplinen;

f) die Gesamtzahl der Betten jeder Anstalt und gegebenenfalls den Anteil von Betten, welche für die Privatpatienten bestimmt sind;

g) die Koordination der Tätigkeit der verschiedenen Partner des Gesundheitswesens;

h) die Evaluation der Qualität und der Effizienz der erbrachten Leistungen in bezug auf die Gesundheitsbedürfnisse und die Ziele der Gesundheitspolitik.

Art. 96 Abs. 1 
Anerkennung des gemeinnützigen Charakters 

Der Staatsrat anerkennt jene Krankenanstalten und -institutionen als gemeinnützig, die die Gesundheitsplanung des Staatsrats verwirklichen, unabhängig davon, ob sie von juristischen Personen des öffentlichen Rechts abhängen oder nicht.

Art. 98 
Besondere Subventionierungsbedingungen für das GNW 

1Der Grosse Rat kann per Dekret eine autonome öffentlich-rechtliche Einrichtung, das Gesundheitsnetz Wallis (GNW), gemäss seiner gegenwärtigen Bezeichnung schaffen, welches mit der Umsetzung der Gesundheitsplanung beauftragt wird.

2 Die Subventionierung des GNW unterliegt den nachfolgenden, zusätzlichen besonderen Bedingungen: 

a) Einführung und Anwendung eines einheitlichen finanziellen und analytischen Kontenplanes; 

b) Ausarbeitung der Budgets, Rechnungen sowie der Verwendung der Betriebsergebnisse der Spitäler unter seiner Zuständigkeit. Die Verwendung der Betriebsüberschüsse und die Deckung der Betriebsverluste fallen in die Zuständigkeit des GNW;

c) Genehmigung des Budgets, der Rechnung und der Verwendung der Ergebnisse des GNW durch das Departement unter dem Gesichtspunkt der kantonalen Subventionierung. Die Verwendung der Betriebsgewinne und die Deckung der Betriebsverluste obliegt für die subventionierten Spitäler den betreffenden Spitalvereinen und für die öffentlichen Spitäler sowie für die kantonalen Disziplinen dem Departement; 

d) Einhaltung der Entscheide und der Richtlinien des GNW, insbesondere in Sachen Tarife und Verträge unter Vorbehalt der Kompetenzen des Staatsrates; 

e) Einhaltung der Planungs-, Subventionierungs- und Finanzierungsmodalitäten, welche in Übereinstimmung mit dem geltenden Recht festgelegt werden.

f) Genehmigung durch das Departement, der Anstellung und der Verträge der Chefärzte unter dem Gesichtspunkt der Gesundheitsplanung;

g) Organisation einer medizinischen Permanenz;

h) Organisation eines Notfalldienstes in den Akutspitälern;

i) Errichtung eines öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Gemeindeverbandes im Sinne der Gesetzgebung über das Gemeindewesen, wobei alle Gemeinden einer Spitalzone demselben Gemeindeverband angehören. Die Statuten unterliegen der Genehmigung des Staatsrates.

h)
Organisation eines qualitativ hochstehenden Rettungsdienstes vor dem Spitaleintritt, der das ganze Kantonsgebiet abdeckt.

Art. 99
Spitalzonen (aufgehoben)

1 Die Gemeinden müssen einer der durch die Gesundheitsplanung vorgesehenen Spitalzone angeschlossen sein

2 Die Gemeinden beteiligen sich an den Investitions- und Betriebskosten der Anstalt(en), denen sie zugeteilt sind. 

3 Innerhalb einer gleichen Zone verteilen die Gemeinden nach freiem Ermessen unter sich die an das Spital zu leistenden Beträge. Kommt keine Einigung zustande, setzt der Staatsrat die Verteilung zwischen den Gemeinden fest, indem er sich namentlich auf folgende Kriterien stützt:

a) Bevölkerung; 

b) Finanzkraft; 

c) Vorzugsanteil der Standortgemeinde sowie der Gemeinden, die durch das Spital einen namhaften wirtschaftlichen Vorteil erlangen; 

d) Spitaltage.

Art. 100bis 
Berücksichtigte Ausgaben der Spitäler 

1 Für die Spitäler unter der Zuständigkeit des GNW werden die Ausgaben berücksichtigt, die im Zusammenhang mit der Spitalplanung und dem Leistungsauftrag stehen, sowie diejenigen, die gemäss Artikel 98 Abs. 2 Bst. b und c des Gesetzes vom Departement bewilligt wurden. 

Für die subventionierten Spitäler sind die berücksichtigten Ausgaben jene, welche durch das GNW im Aufteilungsplan der finanziellen Beteiligung des Staates zwischen den Spitälern vorgesehen werden. 

2 Die Ausgaben für die Ausrüstung und den Betrieb des GNW, die jährlich vom Staatsrat genehmigt werden, werden berücksichtigt (Art. 6 des gegenwärtigen Dekrets).

3 Das GNW ersucht um zusätzliche Budgetkredite welche aufgrund der Notwendigkeit, Dringlichkeit und Unvorhersehbarkeit gerechtfertigt sind und durch die Spitäler unter seiner Zuständigkeit beantragt worden sind. Es spricht sich über deren Berechtigung aus. Das Departement entscheidet über die Annahme oder Ablehnung dieser Gesuche. 

Art. 101
 Nicht berücksichtigte Ausgaben (neu) 

1Für die Spitäler unter der Zuständigkeit des GNW werden die Ausgaben nicht berücksichtigt, für die eine finanzielle Beteiligung des Kantons ausgeschlossen ist, weil sie die Voraussetzungen von Artikel 100 bis des Gesetzes nicht erfüllen.

2Diese nicht berücksichtigten Ausgaben werden durch das GNW übernommen.
Die nicht berücksichtigten Ausgaben der Spitäler werden von den Gemeinden der betreffenden Spitalzone gemäss den in Artikel 99 Absatz 3 vorgesehenen Modalitäten und den statutarischen Bestimmungen ihres Verbandes übernommen.

Art. 103 Abs. 1 

Planungskommission: Zusammensetzung

1Die Planungskommission wird durch den Chef der Dienststelle für Gesundheitswesen präsidiert. Sie umfasst elf bis dreizehn Mitglieder, darunter zwei Vertreter der Gemeinden, und wenigstens je einen Vertreter des GNW, der Pflegeheime, der Sozialmedizinischen Zentren, der Versicherer, der Ärzteschaft, des Pflegepersonals der Krankenanstalten sowie der übrigen Gesundheitsfachpersonen.

Art. 105 Abs. 2
       
 Konventionskommission: Zusammensetzung 

2Die Kommission setzt sich aus elf Mitgliedern zusammen. Sie umfasst:

- den Vorsteher der Dienststelle für Gesundheitswesen als Präsident;

- zwei Vertreter des GNW;

- zwei Vertreter der Versicherer, die ermächtigt sind, im Kanton Wallis die soziale Krankenversicherung durchzuführen;

- zwei Vertreter der Ärzteschaft, die durch den Walliser Ärzteverband bezeichnet werden;

- zwei vom Staatsrat ernannte Vertreter der Gemeinden;

- einen Vertreter der Pflegeheime, der durch die Walliser Vereinigung der Alters- und Pflegeheime   bestimmt wird;

· einen Vertreter der Sozialmedizinischen Zentren, der durch die Walliser Vereinigung der Sozialmedizinischen Zentren bestimmt wird.

Art 107
Investitionsausgaben 

Die Investitionsausgaben der Spitäler unter der Zuständigkeit des GNW werden vollständig vom Kanton übernommen, soweit die Ausgaben Tätigkeiten im Zusammenhang mit dem Leistungsauftrag betreffen und berücksichtigte Ausgaben im Sinn von Artikel 100 bis des Gesetzes darstellen.

Die Beteiligung des Kantons an den Investitionsausgaben der Spitäler beträgt 80 Prozent der berücksichtigten Ausgaben. 
Die Gemeinden beteiligen sich mit 20 Prozent der berücksichtigten Ausgaben an den Investitionsausgaben der Spitäler.

Art 110
Dienste mit kantonalem Charakter (aufgehoben)

1 Die Investitionsausgaben der Dienste mit kantonalem Charakter werden vollständig durch den Kanton übernommen,

2 Der Staatsrat kann im Rahmen der Gesundheitsplanung vorübergehend oder dauernd bestimmten spezialisierten Diensten der Spitäler oder der an Spitäler angegliederten medizinisch-technischen Institute einen kantonalen Charakter zuerkennen.
Art. 118
Betriebsausgaben der Spitäler 

1Die Beteiligung des Kantons an den Betriebsausgaben der Spitäler unter der Zuständigkeit des GNW wird unter Berücksichtigung der Beteiligung der Krankenversicherer ermittelt, die im KVG in Form von vertraglich festgelegten Pauschalen vorgesehen ist. 

2Die Beteiligung der Versicherer deckt maximal 50 Prozent der anrechenbaren Kosten gemäss KVG ab. 

3Der Saldo der Betriebsausgaben der Spitäler unter der Zuständigkeit des GNW wird vom Kanton übernommen, soweit die Ausgaben Tätigkeiten im Zusammenhang mit den Leistungsaufträgen betreffen und berücksichtigte Ausgaben im Sinn von Artikel 100 bis des Gesetzes darstellen. 
Der Saldo der Betriebsausgaben wird zu 80 Prozent durch den Kanton und zu 20 Prozent durch die Gemeinden, die der betreffenden Spitalzone angehören oder zur Beteiligung aufgerufen sind, getragen, gemäss den Modalitäten von Artikel 99 Absatz 3 und den statutarischen Bestimmungen, welche deren Verein regeln.

Art. 119 
Kantonale Spitäler 

Die Beteiligung des Kantons an den Betriebsausgaben der kantonalen Spitäler bezieht sich auf die anrechenbaren Kosten gemäss der Bundesgesetzgebung über die Krankenversicherung, welche nicht durch die Krankenversicherer sowie durch die übrigen Sozialversicherungen oder Privatversicherer übernommen werden. 

Art. 121 
Disziplinen mit kantonalem Charakter (aufgehoben)

Die Beteiligung des Kantons an den berücksichtigten Betriebsausgaben der Disziplinen mit kantonalem Charakter bezieht sich auf die anrechenbaren Kosten gemäss der Bundesgesetzgebung über die Krankenversicherung, welche nicht durch die Krankenversicherer sowie durch die übrigen Sozialversicherungen oder Privatversicherer übernommen werden.

Art. 127bis 
Psychiatrische ambulante Dienste

Der Kanton deckt die berücksichtigten Ausgaben der psychiatrischen ambulanten Dienste und der Tagesklinik der kantonalen psychiatrischen und psychogeriatrischen Anstalten in Bezug auf die Leistungen, welche nicht durch die Krankenversicherer oder durch andere Versicherer übernommen werden können. 

Art. 127ter 
Teilstationäre Spitalpflege 

Die gegenwärtige Beteiligung der öffentlichen Gemeinwesen an den berücksichtigten Ausgaben teilstationärer Spitalpflege wird aufgehoben. 

Art. 127quater 

Kosten für Lehre und Forschung 

Die Kosten für Lehre und Forschung im Sinne von Artikel 49 Absatz 1 KVG werden vollständig vom Staat übernommen. zu 50 Prozent durch den Kanton sowie zu 50 Prozent durch die Gemeinden der betreffenden Spitalzone gemäss den Modalitäten von Artikel 99 Absatz 3 und den statutarischen Bestimmungen, welche deren Verein regeln, übernommen.
Art. 127quinquies 
Patienten, welche Leistungen von Sozialversicherern ausserhalb des KVG beziehen
Für die im Wallis wohnhaften Patienten, für welche andere Versicherungen als die Krankenversicherer zuständig sind, finanziert der Staat en die Gemeinwesen 25 Prozent der Kosten der Leistungen gemäss den fakturierten und vereinbarten Tarifen. Davon leistet der Kanton 80 Prozent und die Gemeinden der betreffenden Spitalzone gemäss den Modalitäten von Artikel 99 Absatz 3 und den statutarischen Bestimmungen, welche deren Verein regeln, 20 Prozent.
Art. 16
Vollzug

Der Staatsrat legt mit einer Verordnung die Einzelheiten zum Vollzug dieses Dekrets fest, insbesondere was die Beteiligung des Kantons an den Investitions- und Betriebsausgaben des GNW und der Spitäler unter dessen Zuständigkeit sowie die Zurverfügungstellung der Infrastrukturen anbelangt.

II

1 Diese Abänderungen unterstehen dem Resolutivreferendum.

2 Der Staatsrat legt das Inkrafttreten dieser Abänderungen fest.

3 Diese Abänderungen gelten so lange wie das Dekret vom 1. Februar 2002. 

So entworfen in der Staatsratssitzung, zu Sitten, am 8. Januar 2003. 

Der Staatsratspräsident: Thomas Burgener 

Der Staatskanzler: Henri v. Roten

